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Allgemeine Fragen

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

1) Welche Vergütungsabsenkung erscheint aus Ihrer Sicht für die einheimische Industrie
tragbar?

2) In welchen Bereichen war die deutsche Photovoltaikindustrie in den letzten Jahren
besonders innovativ und wie könnte die Innovationsfähigkeit zusätzlich gesteigert
werden?

3) Was sollte getan werden, um die technologische Leistungsfähigkeit der deutschen
Solarwirtschaft zu verbessern?

4) Wie beurteilen Sie die RWI-Studie zu den Kosten der Photovoltaik sowie weitere in den
Medien aufgeführten hohe Abschätzungen der Auswirkungen der Photovoltaikvergütung
auf die Stromkosten?

5) Wie wirkt sich die Photovoltaikeinspeisung auf die Merit Order und damit auf die
Großhandelspreise aus?

6) Welche volkswirtschaftlichen Auswirkungen hätte die Umsetzung des Gesetzentwurfes?

Einmalabsenkung

Fragen der Fraktion der CDU/CSU

1) Wie haben sich die Kosten und Preise für Photovoltaikanlagen in den zurückliegenden
Monaten entwickelt?

2) Welche Renditeerwartung ließen sich durchschnittlich im Jahre 2010 für potentielle
Anlagenbetreiber erzielen, sofern keine Anpassung der Vergütungssätze an die aktuellen
und zukünftig zu erwartenden Preis- und Kostenentwicklungen erfolgte?
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3) Ist die im Gesetzentwurf enthaltene Einmalabsenkung angesichts der rückläufigen Kosten
für die Module gerechtfertigt?

4) Bevorteilt die Einmalabsenkung der Vergütung in Deutschland ausländische Anbieter im
Wettbewerb auf den heimischen Modulmarkt?

5) Wie bewerten Sie das Kostensenkungspotential von Photovoltaik im Vergleich zu
anderen Erneuerbare-Energieträgern?

Fragen der Fraktion der SPD

1) Wie bewerten Sie die Datenbasis und die wissenschaftlichen Schlussfolgerungen, die
dem vorliegenden Gesetzesentwurf zugrunde gelegt wurden, um auch weiterhin einen
ambitionierten Ausbau der Photovoltaik in Deutschland zu garantieren, den deutschen
Vorsprung bei Forschung und Entwicklung zu erhalten und die deutsche Solarindustrie
mit ihren zehntausenden Arbeitsplätzen zu sichern?

2) Welche Auswirkungen wird Ihrer Ansicht nach die einmalige Absenkung von 11-15-16
Prozent auf den Arbeitsmarkt und die Herstellerindustrie der deutschen Solarbranche
haben? Besteht die Gefahr, dass ausländische Hersteller von Solartechnik die Chance
nutzen, durch eine noch aggressivere Preispolitik deutsche Hersteller aus dem Markt
verdrängen?

3) In welchem Umfang spielen beim letztjährigen Preisverfall für Solarmodule einmalige
bzw. externe Faktoren, wie z.B. der Marktzusammenbruch in Spanien oder die
Wirtschaftskrise, eine Rolle?

4) In welcher Höhe könnte eine zusätzliche Absenkung der Solarstromvergütung im Jahr
2010 erfolgen, die nicht nur die kurzfristigen Preisentwicklungen am internationalen
Modulmarkt sondern auch die mittel- und langfristigen Kostensenkungspotenziale der
Solarindustrie berücksichtigt und somit die weitere Innovations- und
Wettbewerbsfähigkeit der Solarindustrie am Standort Deutschland nicht gefährdet? Auf
welche Annahmen gründen Sie Ihre Bewertung?

5) Welche mittel- und langfristigen Vorteile für Verbraucher und den Wirtschaftsstandort
sehen Sie durch den weiteren Ausbau der Photovoltaik in Deutschland?

6) Welches tatsächliche Entlastungsvolumen für die Stromverbraucher - konkret: welche
Strompreissenkungen - erwarten Sie bei Umsetzung der im Gesetzentwurf
vorgeschlagenen Kürzungen? Welche Maßnahmen zur Entlastung der Stromverbraucher
wären aus Ihrer Sicht ggf. wichtiger?

Fragen der Fraktion der FDP

1) Welche Renditen lassen sich zur Zeit durchschnittlich für Anlagenbetreiber auf der
Grundlage der geltenden Einspeisevergütung erzielen und wie würde sich der
Gesetzentwurf auf diese Renditen auswirken – differenziert nach kleinen Dachanlagen,
großen Dachanlagen und Freiflächen-Anlagen?
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2) Wie wirkt die Einmalabsenkung der Vergütung in Deutschland auf den Wettbewerb
zwischen ausländischen und heimischen Anbietern im Wettbewerb auf den heimischen
Modulmarkt sowie auf die Absatzchancen von Produkten aus Deutschland?

3) Wie bewerten Sie das künftige Kostensenkungspotential von Photovoltaik im Vergleich
zu anderen Arten Erneuerbarer Energien?

4) Wie beurteilen Sie die Regelungen zur Anpassung der Degression in Abhängigkeit vom
Erreichen der Ausbaukorridors („atmendes Fördermodell“)?

5) Welche Maßnahmen schlagen Sie vor, um angesichts eines atypisch verlaufenden Jahres
2010 einen zufälligen Ausschlag der Degression nach oben oder unten zu vermeiden, und
zwar hinsichtlich
a) des Beobachtungszeitraums,
b) des Datums der Degression 2011 oder
c) der Zahl der Stufen bei den Zu- und Abschlägen im atmenden Fördermodell für 2011

Fragen der Fraktion DIE LINKE.

1) Wie schätzen Sie die Nachfrageentwicklung für die Installation von Photovoltaik-
Anlagen insgesamt und differenziert nach Anlagengröße sowie Dach- und
Freiflächenanlagen vor und nach der im Gesetzesentwurf vorgesehenen einmaligen,
außerplanmäßigen Kürzung der Einspeisevergütung ein?

2) Erwarten Sie durch die im Gesetzesentwurf vorgesehene einmalige Kürzung der
Einspeisevergütung veränderte Absatzmöglichkeiten für Photovoltaik-Anlagen aus
Produktionsstätten in Deutschland und Europa und welche Folgen gingen damit einher?

3) Welche Folgen wird die im Gesetzesentwurf vorgesehene einmalige Kürzung der
Einspeisevergütung für das Installationshandwerk haben?

4) Welche zusätzliche Degression der Einspeisevergütung für Strom aus
Photovoltaikanlagen im Vergleich zur bestehenden Rechtslage halten Sie basierend auf
den mittel- und langfristigen Kostensenkungspotenzialen in der PV-Produktion für
angemessen? Müssen weiteren Kriterien und Annahmen bei der Kalkulation der
Degression Berücksichtigung finden?

5) Welche zusätzliche Degression der Einspeisevergütung für Strom aus
Photovoltaikanlagen im Vergleich zur bestehenden Rechtslage halten Sie für
angemessen, um sicherzustellen, dass die Produktion von Photovoltaikanlagen in
Deutschland und Europa weiterhin wirtschaftlich darstellbar bleibt?

6) In welchem Umgang unterscheiden sich die Produktionskosten von Photovoltaikanlagen
in Deutschland, Europa und an anderen Produktionsstätten und aus welchen Gründen?

7) Welche Voraussetzungen müssen durch die Unternehmen selber erfüllt, aber auch durch
die öffentliche Hand geschaffen werden, damit die Konkurrenzfähigkeit von Herstellern
von Photovoltaikanlagen aus Deutschland und Europa bei zukünftig weiter sinkenden
Einspeisevergütungen gesichert bleibt?
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Fragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

1) Welche zusätzliche einmal Absenkungen lassen sich aus Ihrer Sicht für bestimmte
Anlagengrößen und Standorte (Dach, Fassade, Freifläche) wissenschaftlich begründen?

2) Halten Sie eine einmalige Absenkung oder eine Aufteilung der Absenkungsschritte auf
mehrere Quartale für vorteilhafter (Frage gilt sowohl für die im Gesetzentwurf geplante
außerordentliche Absenkung als auch die jährliche Degression?

3) Halten Sie es für sinnvoll, Abweichungen von der Standarddegression in Folge deutlich
höherer oder niedriger Installationszahlen im Berechnungszeitraum jeweils zum ersten
Januar eines Jahres in Form abweichender Vergütungssätze umzusetzen oder zu einem
anderen Zeitpunkt, um zu vermeiden, dass sich der Effekt mit der regelmäßigen
Degression kumuliert und hielten Sie in diesem Fall auch einen anderen
Berechnungszeitraum als den derzeit geltenden für sinnvoll?

Degression

Fragen der Fraktion der CDU/CSU

1) Halten Sie die Steigerung der jährlichen prozentualen Absenkung der Vergütung um
1 Prozent für gerechtfertigt?

2) Wie beurteilen Sie die Regelungen zur Anpassung der Degression in Abhängigkeit vom
Erreichen der Ausbaukorridors („atmender Deckel“)?

3) Wie beurteilen Sie den Umfang des zukünftigen Zielkorridors für den jährlichen Zubau
von 3,5 GW?

Fragen der Fraktion der SPD

1) Welche mittel- und langfristigen Kostensenkungspotenziale sehen Sie im Bereich der
Photovoltaik-Systeme (Module, Komponenten und Montage)? Wie hoch sollte die
jährliche Basisdegression ausgestaltet sein?

2) Wie beurteilen Sie den im Gesetzesentwurf vorgeschlagenen atmenden Deckel unter
besonderer Berücksichtigung der Zielmarke von 3.000 Megawatt Neuinstallation pro
Jahr?

3) Inwieweit wird die Planungs- und Investitionssicherheit der Hersteller und Installateure
gefährdet, wenn - wie im Gesetzentwurf vorgesehen - die jährliche Degression in
Abhängigkeit zur Marktentwicklung zwischen 1,5 und 17 Prozent schwankt und die
Vergütung für das Folgejahr immer erst kurzfristig verkündet wird?
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4) Wäre es aus Ihrer Sicht sinnvoll, den jährlichen Degressionsschritt unterjährig (z.B.
jeweils zum 1. Juli) vorzunehmen und als Berechnungsgrundlage das vorherige
Kalenderjahr dienen zu lassen?

5) Durch die bisherige Diskussion über die Absenkung der Vergütung ist die aktuelle
Nachfrage nach Solaranlagen explodiert, weil Investoren noch auf eine Vergütung nach
der bisher geltenden Regelung im EEG erreichen möchten. Wie beurteilen Sie vor diesem
Hintergrund die geplante Degressionsregelung für das Jahr 2011 in § 20 Abs. 3 Nr. 1 des
EEG-Entwurfs, wonach die Leistung der bei der BNetzA im Zeitraum Juni bis September
2010 gemeldeten Solaranlagen mit dem Faktor drei multipliziert werden sollen und die
Degression um bis zu weiteren 8 Prozent abgesenkt werden sollen?

Fragen der Fraktion der FDP

----

Fragen der Fraktion DIE LINKE.

1) Welche Auswirkungen hat eine zusätzliche Degression der Einspeisevergütung bei
Überschreiten des Zielkorridors auf den Zubau installierter Leistung im Bereich
Photovoltaik?

2) Welche Auswirkungen hat eine flexible Gestaltung der Degression der
Einspeisevergütung in Abhängigkeit vom Unter- bzw. Überschreiten des Zielkorridors
auf die Planungssicherheit von Investoren und anderen Akteuren der Solarbranche?

3) Besteht ein Zusammenhang zwischen jährlichem Zubau installierter Leistung in
Deutschland und den Produktionskosten von PV-Anlagen einerseits und den
Marktpreisen für PV-Anlagen andererseits?

4) Kann, wie im Gesetzesentwurf vorgesehen, von den registrierten Photovoltaikanlagen im
Zeitraum Juni bis September 2010 auf den Jahreszubau an Photovoltaik geschlossen
werden?

5) Welche jährliche Basis-Degression der Einspeisevergütung für Strom aus
Photovoltaikanlagen halten Sie basierend auf den mittel- und langfristigen
Kostensenkungspotenzialen in der PV-Produktion für angemessen?

6) Wie würden sich vierteljährliche anstatt jährliche Degressionsschritte auf die Stetigkeit
des Zubaus von PV-Anlagen sowie auf einzelne Branchenteilnehmer (Beschäftigte,
Zulieferer, Hersteller, Montierende usw.) auswirken?

7) Würde eine Gewährleistungspflicht für PV-Anlagen von zwanzig Jahren durch den
Anlagenhersteller sowie eine die ganze Produktionskette umfassende
Herstellerzertifizierung nach Gesichtspunkten der Ressourcen- und Umwelteffizienz der
Produktion als Voraussetzung für einen Vergütungsanspruch Einfluss die
Wettbewerbsfähigkeit und die Marktanteile von PV-Anlagenherstellern aus Deutschland
und Europa haben?
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Fragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

1) Wie bewerten Sie den im Gesetzentwurf vorgesehenen Berechnungsmodus für die
zukünftige regelmäßige Degressionshöhe?

2) Halten Sie es besser, wenn eine Degressionserhöhung aufgrund höherer
Installationszahlen ebenfalls zum ersten Januar erfolgen soll oder besser zur Jahresmitte?

Freiflächenanlagen

Fragen der Fraktion der CDU/CSU

1) Gibt es aus Ihrer Sicht bereits Nutzungskonkurrenzen zwischen der Flächennutzung für
die Landwirtschaft und der Photovoltaik, wenn nein, können solche
Nutzungskonkurrenzen entstehen?

2) Gibt es bei Ackerflächen Besonderheiten bei der Integration in die Netzinfrastruktur?

3) Ist die Nutzung von Randstreifen an Autobahnen und Schienenwegen eine sinnvolle und
verkehrstechnisch tragfähige Alternative zu Ackerflächen?

4) Bitte bewerten Sie durch Photovoltaik-Freiflächenanlagen genutzte Flächen aus
naturschutzfachlicher Sicht.

Fragen der Fraktion der SPD

1) Welche Bedeutung haben PV-Freiflächenanlagen für die Technologie- und
Kostenentwicklung der Photovoltaik und für die energiepolitischen Ziele von Bund,
Ländern und Kommunen (EE-Vollversorgung)?

2) Inwieweit besteht bei PV-Freiflächenanlagen auf landwirtschaftlichen Flächen (gemäß §
32 Abs. 3 Nr. 3) überhaupt eine Nutzungskonkurrenz zur landwirtschaftlichen Nutzung -
angesichts lediglich rund 2.500 ha Fläche die derzeit insgesamt von PV-
Freiflächenanlagen in Anspruch genommen wird und ca. 10.000 ha, die nach
Branchenschätzung bis 2020 in Anspruch genommen werden? Wie verhält sich dieser
Flächenbedarf zum Flächenbedarf anderer energetischer Nutzungsformen auf
landwirtschaftlichen Flächen?

3) Wie beurteilen Sie die durch den Gesetzesentwurf vorgenommenen Eingriff in die
kommunale Planungshoheit?

Fragen der Fraktion der FDP

1) Wie wirkt sich die völlige Streichung der PV-Vergütung auf Ackerflächen auf die
Entwicklung der PV (Ausbauzahlen, Wälzungskosten bei gegebenem Zielkorridor) aus?
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2) Gibt es aus Ihrer Sicht bereits Nutzungskonkurrenzen zwischen der Flächennutzung für
die Nahrungsmittelproduktion, für die Bioenergie-Produktion und der Photovoltaik, wenn
nein, wie schätzen Sie solche Nutzungskonkurrenzen für die Zukunft ein?

3) Welche Größe des Korridors um Autobahnen und Schienenwege ist notwendig, damit die
Nutzung von Randstreifen eine wirtschaftlich tragfähige Alternative zur Ackernutzung
ist?

4) Welche alternativen Möglichkeiten sind statt eines Förderausschlusses auf Ackerflächen
geeignet, um die Konflikte der PV-Freiflächen mit anderen Interessen (Schutz gegen
überhöhte Pachtpreise, Nutzungskonkurrenzen, Flächenverbrauch, Landschaftsbild)
wirksam zu begrenzen?

Fragen der Fraktion DIE LINKE.

1) Wie beurteilen Sie die Flächenkonkurrenz zwischen der Nutzung von
landwirtschaftlichen Flächen durch PV-Freiflächenanlagen und der landwirtschaftlichen
Nutzung als Ackerfläche?

2) Welcher maximale Flächenbedarf an (ehemaligen) Ackerflächen für PV-
Freiflächenanlagen ergäbe sich mittel- und langfristig bei einem Fortbestand der
bisherigen Einspeisevergütung?

3) Welche Einschränkung sollten beim Vergütungsanspruch oder bei der Höhe der
Vergütung für PV-Anlagen auf ehemaligen Ackerflächen getroffen werden (z.B.
Anlagengröße; Flächengröße; Bodengüte; Naturschutz; Landschaftsbild) um die
Nutzungskonkurrenzen zu minimieren? (bitte möglichst konkrete Angaben)

4) Welche Möglichkeit für eine Förderung von PV-Freiflächenanlagen auf Grünland sehen
Sie bei Anlegen strikter Naturschutzkriterien und unter Vermeidung von Konflikten mit
landwirtschaftlicher Nutzung?

Fragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

1) Was ist unter ökonomischen Gesichtspunkten davon zu halten, gerade die agrarischen
Freiflächen von der Solarstromvergütung auszuschließen?

2) Halten Sie eine Regelung anhand der Ackerzahl als Bewertungszahl für die Qualität des
Ackers (basierend auf dem Bodenschätzungsgesetz und im Liegenschaftskataster
eingetragen) als eine unbürokratische Variante, um zwischen vergütungsfähigen – und
nicht vergütungsfähigen Freiflächenanlagen auf Ackerflächen zu differenzieren?

3) Halten Sie es für sinnvoll, den landwirtschaftlichen Anbau zukünftig auf Flächen mit
Freiflächenanlagen zu erlauben oder aus welchen Gründen sollte dieser weiterhin
verboten bleiben?

4) Haben Sie weitere alternative Vorschläge, wie ein Gegensatz zwischen PV-Freiflächen
und ackerbaulicher Nutzung verringert werden kann?
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Übergangsregelung

Fragen der Fraktion der CDU/CSU

1) Wie verlaufen heute üblicherweise kommunale Genehmigungsverfahren von Freiflächen-
Anlagen?

2) Wie lange dauert die Entwicklung von PV Freiflächenanlagen von Flächensichtung über
Erhalt aller notwendigen Genehmigungen für die Errichtung von Freiflächenprojekten bis
zum Netzanschluss?

3) Halten Sie die zur Debatte stehenden Übergangsregelungen für Photovoltaik-
Freiflächenanlagen im Sinne des Vertrauensschutzes und der Rechtssicherheit gegenüber
potentiellen Anlagenbetreibern für angemessen und rechtlich tragfähig?

4) Halten Sie die zur Debatte stehenden Übergangsregelungen für Photovoltaik-
Dachanlagen im Sinne des Vertrauensschutzes gegenüber potentiellen Anlagenbetreibern
für angemessen?

Fragen der Fraktion der SPD

1) Wie lange dauert durchschnittlich die Bauleitplanung für einen Solarpark (unterteilt in
kleinere, mittlere und größere Projekte) in einer mittelgroßen Kommune (ca. 70 000 EW)
auf einer Grün-/Ackerfläche, d.h. ohne dass wertvolle oder gar geschützte Biotope
tangiert werden?

2) Hat also ein Investor, der sein Vorhaben für einen Solarpark z.B. im letzten Halbjahr
2009 begonnen hat, eine Chance, sein Projekt unter den Bedingungen der bisherigen
Förderung fertig zu stellen?

Wenn nein, muss dem Investor die Chance gegeben werden, sein Projekt unter
durchschnittlichen Verhältnissen fertig zu stellen, um in den Genuss der alten Rechtslage
zu kommen oder haben wir es hier mit der Verweigerung des notwendigen
Vertrauensschutzes zu tun?

3) Welche Übergangsregelungen sind notwendig, um den Investoren Planungssicherheit auf
einer hinreichend sicheren rechtlichen Vertrauensbasis zu bieten?

Fragen der Fraktion der FDP

1) Wie verlaufen heute üblicherweise kommunale Genehmigungsverfahren von Freiflächen-
Anlagen und wie lange dauert die Entwicklung von PV Freiflächenanlagen von
Flächensichtung über Erhalt aller notwendigen Genehmigungen für die Errichtung von
Freiflächenprojekten bis zum Netzanschluss?

2) Halten Sie die zur Debatte stehenden Übergangsregelungen für Photovoltaik-
Freiflächenanlagen im Sinne des Vertrauensschutzes und der Rechtssicherheit gegenüber
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potentiellen Anlagenbetreibern für angemessen und rechtlich tragfähig und welche
Alternativen sehen Sie ggf. unter der Maßgabe, nicht neue Gestaltungsmöglichkeiten zu
ermöglichen?

3) Welche Ankündigungseffekte hinsichtlich Preis und Menge und welche sonstigen
Verwerfungen („Sommerschlussverkauf“) sind bereits eingetreten bzw. erwarten Sie
aufgrund der geplanten Gesetzesnovelle?

Fragen der Fraktion DIE LINKE.

1) Ist der im Gesetzesentwurf vorgesehene Stichtag (vor 1. Januar 2010) für das Vorliegen
eines Bebauungsplans, in dem ehemalige Ackerflächen als Grünflächen zur Errichtung
von PV-Anlagen ausgewiesen sind, als Übergangsregelung angemessen, damit bereits
bestehende Projektplanungen für PV-Freiflächenanlagen auf ehemaligen Ackerflächen
noch gefördert werden, insbesondere mit Blick auf die erforderlichen Zeiträume für die
Projektierung von Freiflächenanlagen und für die Ausweisung von Bebauungsplänen
sowie den Vertrauensschutz der Projektplaner?

Fragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

1) Welche Vorlaufzeiten brauchen typischerweise Freiflächenanlagen von der Projektierung
über die Baugenehmigung bis zur Inbetriebnahme?

2) Wie sollte aus Ihrer Sicht geregelt werden, dass Anlagenbetreiber keine finanziellen
Nachteile dadurch erleiden, dass die Netzbetreiber trotz betriebsfähiger Anlage keinen
Netzanschluss für die Photovoltaik-Anlage ermöglichen und die Anlage somit erst nach
einem für die Förderhöhe relevanten Stichtag vergütungsfähig wird?

Eigenverbrauch

Fragen der Fraktion der CDU/CSU

1) Führt die zur Debatte stehende Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes im Bereich
des Eigenverbrauches zu einem Absinken oder einer Ausweitung des Fördervolumens für
Solaranlagen gegenüber heute?

2) Schafft die Förderung des Eigenverbrauchs einen zusätzlichen Anreiz zur Errichtung von
Photovoltaikanlagen?

3) Führt die vorgeschlagene Förderung des Eigenverbrauchs zu einer Entlastung bei den
Kosten für die Netzintegration des Photovoltaikstroms?

4) Entstehen durch die Regelungen zum Eigenverbrauch Anreize für Innovationen und
Investitionen im Bereich der Speichertechnologie?
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Fragen der Fraktion der SPD

1) Welche Auswirkungen hat eine Stärkung des Eigenverbrauchs auf die Entwicklung von
Innovationen in der Solar- und Gebäudetechnik

2) Welche Vorteile und insbesondere welches Entlastungsvolumen für das EEG und somit
die Stromverbraucher sehen Sie durch eine Stärkung des Eigenverbrauchs im EEG?

3) Wie hoch muss der Anreiz für den Eigenverbrauch sein, wenn mit diesem Anreiz
Investitionen in intelligente Haustechnik und Speichertechniken angestoßen werden
sollen sowie die Nutzung auch für Gewerbestromkunden attraktiv sein soll - dies unter
Berücksichtigung tatsächlicher Arbeitspreise für Strom bei den verschiedenen
Kundensegmenten?

Fragen der Fraktion der FDP

1) Führt die zur Debatte stehende Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes im Bereich
des Eigenverbrauches zu einem Absinken oder einer Ausweitung des Marktvolumens und
der Wälzungssumme für Solaranlagen gegenüber heute und welche Veränderungen
wären ggf. dahingehend sinnvoll?

2) Führt die vorgeschlagene Förderung des Eigenverbrauchs zu einer Entlastung bei den
Kosten für die Netzintegration des Photovoltaikstroms oder Anreize für Innovationen und
Investitionen im Bereich der Speichertechnologie und, wenn nein, welche Veränderungen
könnten dies erreichen?

3) Welche Auswirkungen sind durch die vorgesehene stärkere Förderung des
Eigenverbrauchs bezüglich der Anreizwirkungen auf der Seite tatsächlicher oder
potentieller Anlagenbetreiber, hinsichtlich der Netzstabilität, der Netzkosten, der
kommunalen Einnahmen aus Konzessionsabgaben, auf Netzentgelte und EEG-Umlage
für Endverbraucher von Strom zu erwarten?

4) Könnte durch eine Pflicht zur Installation von Akkumulatoren oder die Vorgabe eines
lastoptimierten Einsatzes des gespeicherten Stroms oder die Vorgabe 100%-igen
Eigenverbrauchs als Fördervoraussetzung die Belastung des Stromnetzes vermieden oder
vermindert werden und wann wären die technischen Voraussetzungen dafür verfügbar?

5) Sind Ihnen konkrete Techniken bekannt, welche es ermöglichen, dass die gesamte
Tagesproduktion einer Solarstromanlage von beispielsweise sechs Kilowattstunden je
installiertem Kilowatt PV-Anlagenleistung gleichmäßig über die 24 Stunden eines Tages
an das Netz abgegeben werden kann, wann wären ausreichende Akku-Kapazitäten
vorhanden und welche Kosten verursachen solche Anlagen aktuell und in der Prognose
für die Zukunft?

6) Wo läge im Vergleich zur geplanten Eigenverbrauchsförderung der Vorteil eines so
genannten "Netzentlastungsbonus", wonach eine erhöhte Vergütung dann gezahlt würde,
wenn durch technische Maßnahmen sichergestellt ist, dass die gesamte Tagesproduktion
der Solarstromanlage gleichmäßig über die 24 Stunden eines Tages an das Netz
abgegeben wird?
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7) Wie verhält sich das Modell der Eigenverbrauchsförderung zu dem Ziel durch Schaffung
intelligenter Netze das „demand side management“ zu verbessern z.B. durch die
Angebotspflicht lastabhängiger Endkundentarife?

8) Wäre es gesetzessystematisch möglich und sinnvoll, statt der Befristung der
Eigenverbrauchsregelung entsprechend der Anlagen-Inbetriebnahme (dann aber mit der
20-jährigen Garantie) vorzusehen, dass eigenverbrauchter Strom aus neuen Anlagen
zunächst nur bis zum 31.12.2011 die Eigenverbrauchsförderung erhält und in der EEG-
Novelle 2012 dann neu über die Eigenverbrauchsvergütung dieser Anlagen entschieden
wird?

Fragen der Fraktion DIE LINKE.

1) Wie hoch muss eine zusätzliche Vergütung sein, um ausreichende Anreize für den
Eigenverbrauch produzierten PV-Stroms zu setzen?

Fragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

1) Wie hoch sollte der Eigenverbrauchsvergütungsvorteil gegenüber der
Einspeisungsvergütung sein, um einen ausreichenden Anreiz zu generieren und ab
welcher Höhe ist eine Überförderung zu befürchten?

2) Halten Sie den zugrunde liegenden Berechnungsmodus für die
Eigenverbrauchsvergütung für stimmig, oder wo müsste hier nachkorrigiert werden?

3) Wie sollte die Eigenverbrauchsregelung gestaltet werden, damit der Stromverbrauch des
PV-Stromerzeugers so angereizt werden kann, dass Lastspitzen im Netz verringert
werden?


